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§1
Anwendungsbereich

(1) Eine Spielhalle im Sinne dieses Gesetzes ist ein Unternehmen oder Teil eines Unternehmens, das
ausschlieBlich oder Uberwiegend der Aufstellung von Spielgeraten im Sinne des § 33c Abs. 1 Satz 1
der Gewerbeordnung oder der Veranstaltung anderer Spiele im Sinne des § 33d Abs. 1 Satz 1 der Ge-
werbeordnung dient.

(2) Ein Unternehmen ist trotz anderslautender Anzeige nach § 14 Abs. 1 Satz 1 der Gewerbeordnung
und Bestatigung nach § 33c Abs. 3 Satz 1 der Gewerbeordnung auch dann als Spielhalle im Sinne des
Abs. 1 anzusehen, wenn auf Grund einer Gesamtschau der objektiven Betriebsmerkmale folgende au-
Berlich erkennbaren Merkmale vorliegen:

1. die Art und der Umfang der angebotenen Nebenleistung spielen im Vergleich zum Umfang des
angebotenen Spielbetriebs und im Hinblick auf die Ausgestaltung und GroRe der Betriebsstatte
eine erkennbar untergeordnete Rolle oder

2. Umsatze werden ausschlieBlich oder Uberwiegend aus der Aufstellung von Spielgeraten im Sin-
ne des § 33c Abs. 1 Satz 1 der Gewerbeordnung oder der Veranstaltung anderer Spiele im Sin-
ne des § 33d Abs. 1 Satz 1 der Gewerbeordnung generiert.

§2
Erlaubnis

(1) Die Errichtung und der Betrieb einer Spielhalle bedlrfen einer Erlaubnis nach diesem Gesetz. Die
Erlaubnis nach diesem Gesetz schliel8t eine Erlaubnis nach § 24 Abs. 1 des Glucksspielstaatsvertra-
ges 2021 vom 29. Oktober 2020 (GVBI. 2021 S. 87) ein. Sonstige Genehmigungserfordernisse bleiben
hiervon unberGhrt.

(2) Die zustandige Behorde erteilt die Erlaubnis nach Abs. 1 Satz 1 nur auf Antrag. Die Antragstellerin
oder der Antragsteller hat die erforderlichen Nachweise durch Vorlage geeigneter Darstellungen, Kon-
zepte und Bescheinigungen zu fihren; die Erlaubnisbehérde ist ohne derartige Unterlagen nicht zu ei-
genen Ermittlungen verpflichtet. Die erforderlichen Nachweise sind zusammen mit dem Antrag vorzu-
legen.

(3) Die Erlaubnis ist auf langstens 15 Jahre zu befristen und unter dem Vorbehalt des Widerrufs zu er-
teilen. Sie kann, auch nachtraglich, mit Nebenbestimmungen versehen werden.

(4) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn

1. die Errichtung oder der Betrieb einer Spielhalle den in § 1 des Gllcksspielstaatsvertrages 2021
genannten Zielen zuwiderlauft,

2. die Antragstellerin oder der Antragsteller nicht darlegt, welche erforderlichen MaBnahmen sie
oder er ergreifen wird, um die Einhaltung

a) der Jugendschutzanforderungen nach § 4 Abs. 3 des Glicksspielstaatsvertrages 2021,

b) der Internetbeschrankungen nach § 4 Abs. 4 Satz 2 des Gllucksspielstaatsvertrages 2021,
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) der Werbebeschrankungen nach § 5 des Gllcksspielstaatsvertrages 2021,

d) der Anforderungen an das Sozialkonzept und der Ubrigen Anforderungen nach § 6 des
Gllcksspielstaatsvertrages 2021,

e) der Anforderungen an die Aufklarung, insbesondere tber Suchtrisiken, nach § 7 des
Glucksspielstaatsvertrages 2021 und

f) der Pflicht zur Teilnahme am Sperrsystem nach den §§ 8 bis 8c des Gllcksspielstaatsver-
trages 2021

sicherzustellen,

der Betrieb einer Spielhalle den Anforderungen der §§ 3 bis 8 nicht entspricht,

die in § 33c Abs. 2 Nr. 1 oder § 33d Abs. 3 der Gewerbeordnung genannten Versagungsgriinde
vorliegen,

die zum Betrieb einer Spielhalle bestimmten Raume wegen ihrer Beschaffenheit oder Lage den
bauordnungsrechtlichen Anforderungen nicht genligen oder

der Betrieb einer Spielhalle eine Gefahrdung der Jugend, eine libermaBige Ausnutzung des
Spieltriebs, schadliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes in
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. | S. 1274), zuletzt geandert durch
Gesetz vom 24. September 2021 (BGBI. | S. 4458), oder aus sonstigen Griinden eine nicht zu-
mutbare Belastigung der Allgemeinheit, der Nachbarn oder einer im &ffentlichen Interesse be-
stehenden Einrichtung beflrchten lasst.

(5) Die Erlaubnis kann unbeschadet der Widerrufsgriinde nach § 49 des Hessischen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes widerrufen werden, wenn

1.

nachtraglich Tatsachen eintreten oder bekannt werden, die eine Versagung der Erlaubnis nach
Abs. 4 rechtfertigen wirden,

die Erlaubnisinhaberin oder der Erlaubnisinhaber in schwerwiegender Weise oder trotz auf-
sichtsbehdrdlicher Beanstandungen wiederholt gegen die Verpflichtungen verstoRt, die ihr oder
ihm nach dem Gllucksspielstaatsvertrag 2021, diesem Gesetz, hierauf gestlitzten Anordnungen
oder der erteilten Erlaubnis obliegen oder

soweit dies zum Schutze der Allgemeinheit, der Gaste oder der Bewohnerinnen oder Bewohner
des Betriebsgrundstiicks oder der Nachbargrundstiicke vor Gefahren, erheblichen Nachteilen
oder erheblichen Belastigungen erforderlich ist.

(6) Die Erlaubnisinhaberin oder der Erlaubnisinhaber ist verpflichtet, jede Anderung der fiir die Erlaub-
niserteilung maRgeblichen Tatsachen der zustandigen Behdrde unverziglich anzuzeigen. Dies gilt ins-
besondere fur einen Wechsel der Erlaubnisinhaberin oder des Erlaubnisinhabers; in diesem Fall tritt
eine Erlaubnispflicht nach Abs. 1 ein.
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(7) Der Betrieb einer Spielhalle ohne eine Erlaubnis nach Abs. 1 ist als unerlaubtes Glicksspiel verbo-
ten. Die Mitwirkung an Zahlungen im Zusammenhang mit unerlaubtem Gliicksspiel ist ebenfalls ver-
boten.

§3
Anforderungen an die Errichtung, Gestaltung und Ausiibung des Betriebs von Spielhallen

(1) Eine Spielhalle darf nicht in einem baulichen Verbund mit einer oder mehreren Spielhallen stehen,
insbesondere dirfen diese nicht in einem gemeinsamen Gebdude oder Gebaudekomplex (Gruppe von
Gebaduden, die baulich miteinander verbunden sind oder als Gesamteinheit wahrgenommen werden)
untergebracht sein.

(2) Zwischen Spielhallen ist ein Mindestabstand von 300 Metern Luftlinie einzuhalten. Im Einzelfall
kann die zustandige Behérde eine Ausnahme von dem nach Satz 1 festgesetzten Mindestabstand zu-
lassen, wenn die Spielhalle, fur die die Erlaubnis erstmalig nach Inkrafttreten dieses Gesetzes oder zur
Verlangerung beantragt wird,

1. von einer akkreditierten Priforganisation zertifiziert worden ist und die Zertifizierung alle zwei
Jahre wiederholt wird,

2. die Antragstellerin oder der Antragsteller Gber einen aufgrund einer Unterrichtung mit Prifung
erworbenen Sachkundenachweis verflgt und

3. das Personal der Spielhalle besonders geschult wird.

§ 13 Abs. 3 bis 8 gilt entsprechend mit der MalRgabe, dass sich die Schulungs- und Prifungsthemen
abweichend von § 13 Abs. 6 Satz 7 und Abs. 7 Satz 2 auf die Information Uber die Besonderheiten und
Herausforderungen von Spielhallen mit geringerem Mindestabstand und mdégliche Manahmen zur
Wahrung der rechtlichen Vorgaben unter Berucksichtigung der spezifischen Bedingungen in Spielhal-
len mit geringerem Mindestabstand erstrecken. Bauplanungsrechtliche Anforderungen bleiben unbe-
ruhrt.

(3) Zu bestehenden Suchtberatungs- oder Suchtbehandlungsstatten sowie zu bestehenden Schulen
der Mittelstufe (Sekundarstufe 1) und der Oberstufe (Sekundarstufe II) ist ein Mindestabstand von 300
Metern Luftlinie einzuhalten. Die zustandige Behdrde darf im Einzelfall unter den Voraussetzungen
des Abs. 2 Satz 2 bis 4 von der MaRgabe zum Mindestabstand nach Satz 1 abweichen.

(4) Spielhallen sind von ihrem auBeren Erscheinungsbild so zu gestalten, dass ein Einblick in das Inne-
re der Spielhalle fUr Passantinnen und Passanten von auflen nicht madglich ist. Hierdurch darf nicht der
Einfall von Tageslicht in die Spielhalle véllig ausgeschlossen werden.

(5) Von der aulReren Gestaltung der Spielhalle darf keine Werbung fur den Spielbetrieb oder die in der
Spielhalle angebotenen Spiele ausgehen. Durch eine besonders auffallige Gestaltung darf kein zu-
satzlicher Anreiz fir den Spielbetrieb geschaffen werden. Werbung fr das Spiel in Spielhallen mittels
Werbeanlagen im Sinne des § 10 Abs. 1 Satz 1 der Hessischen Bauordnung vom 28. Mai 2018 (GVBI.
S. 198), zuletzt geandert durch Gesetz vom 3. Juni 2020 (GVBI. S. 378), die nicht mit einer Spielhalle
verbunden sind, ist unzulassig.
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(6) Eine Spielhalle darf nur mit dem Wort ,Spielhalle” bezeichnet werden. Dies gilt auch fir am Ge-
baude oder auf dem Grundstiicksgeldande angebrachte Hinweisschilder oder Schriftziige.

(7) In einer Spielhalle, einschliellich des Eingangsbereichs und aller zu ihr gehérenden Flachen, Gber
die die Betreiberin oder der Betreiber die unmittelbare Verfugungsgewalt ausibt, sind

1. das Anbieten, die Vermittlung und der Abschluss von Wetten,

2. das Aufstellen und der Betrieb von Geraten, an denen Glicksspiele im Internet ermdglicht wer-
den, sowie die jeweilige Duldung dessen,

3. das Aufstellen, Bereithalten oder die Duldung von technischen Geraten zur Bargeldabhebung
und
4, Zahlungsdienste nach § 1 Abs. 1 Satz 2 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes vom 17. Juli

2017 (BGBI. I S. 2446), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 25. Juni 2021 (BGBI. I S. 2083), in
der jeweils geltenden Fassung und sonstige Dienste nach § 2 Abs. 1 Nr. 4, 6 und 10 des Zah-
lungsdiensteaufsichtsgesetzes

verboten.

§4
Sozialkonzept, Aufklarung, Jugendschutz und Schutz von Spielerinnen und Spielern

(1) Die Erlaubnisinhaberin oder der Erlaubnisinhaber ist verpflichtet, den Jugendschutz und den
Schutz von Spielerinnen und Spielern sicherzustellen, Spielerinnen und Spieler zu verantwortungsbe-
wusstem Spiel anzuhalten und der Entstehung von Gllcksspielsucht vorzubeugen. Zu diesem Zweck
hat sie oder er ein Sozialkonzept nach § 6 des Gllcksspielstaatsvertrages 2021 nach dem aktuellen
Stand der suchtwissenschaftlichen Forschung zu entwickeln oder von éffentlich geférderten Sucht-
hilfeeinrichtungen zu Gbernehmen und umzusetzen sowie alle zwei Jahre zu aktualisieren. Sie oder

er hat insbesondere sicherzustellen, dass ihr oder sein Personal, zu dessen Aufgabenbereich bestim-
mungsgemal der Kundenkontakt gehort, auf ihre oder seine Kosten durch eine hessische Fachbera-
tung des Landesprojektes ,Gllcksspielsuchtpravention und -beratung” oder durch eine andere 6ffent-
lich geférderte Suchthilfeeinrichtung im Umfang von mindestens acht Unterrichtsstunden nach MaR-
gabe des § 6 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 des Glicksspielstaatsvertrages 2021 regelmaRig geschult wird. Die
Erstschulung des Personals ist spatestens bis zum Ablauf von drei Monaten nach der jeweiligen Tatig-
keitsaufnahme zu absolvieren. Danach ist das Personal im Abstand von jeweils drei Jahren Wiederho-
lungsschulungen zuzuflhren. Alle Schulungen sind grundsatzlich in Prasenz durchzuftuhren. Das Nahe-
re zu den Schulungen bestimmt die zustandige Einrichtung im Sinne des Satz 3.

(2) Die Erlaubnisinhaberin oder der Erlaubnisinhaber ist verpflichtet, unter Zugrundelegung der nach
§ 6 Abs. 2 Satz 3 Nr. 9 des Glucksspielstaatsvertrages 2021 durchzufihrenden Dokumentation alle
zwei Jahre gegenuber den zustandigen Behdrden zu berichten. Die Unterlagen der Dokumentation
sind den zustandigen Behdérden erstmals zum 1. Juli 2023 vorzulegen.

(3) Die Erlaubnisinhaberin oder der Erlaubnisinhaber ist verpflichtet, jederzeit erkennbar und einseh-
bar durch gut sichtbaren und leicht zuganglichen Aushang oder vergleichbare Auslage den Spielerin-
nen und Spielern vor der Spielteilnahme die spielrelevanten Informationen zur Verfigung zu stellen
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sowie Uber die Suchtrisiken der von ihnen angebotenen Gllicksspiele, das Verbot der Teilnahme Min-
derjahriger und Mdglichkeiten der Beratung und Therapie aufzuklaren.

(4) Spielrelevante Informationen sind insbesondere:

1. alle Kosten, die mit der Teilnahme verbunden sind,

2. die Hohe aller Gewinne,

3. der Prozentsatz der Auszahlungen fir Gewinne vom Einsatz (Auszahlungsquote),

4. Informationen zu den Gewinn- und Verlustwahrscheinlichkeiten,

5. der Name der Erlaubnisinhaberin oder des Erlaubnisinhabers sowie ihre oder seine Kontaktda-

ten (Anschrift, E-Mail, Telefon),

6. die Handelsregisternummer (soweit vorhanden),
7. in welcher Weise Spielerinnen und Spieler Beschwerden vorbringen kénnen und
8. das Datum der ausgestellten Erlaubnis.

(5) Die Erlaubnisinhaberin oder der Erlaubnisinhaber ist zur Teilnahme an dem zentralen, spielform-
Ubergreifenden Sperrsystem nach den §§ 8 bis 8c und 23 des Gllicksspielstaatsvertrages 2021 ver-
pflichtet und hat zu diesem Zweck mit der Betreiberin oder dem Betreiber des Systems eine Verein-
barung abzuschlieBen. Eine Nutzung der Sperrdatei ist nur mit der der Erlaubnisinhaberin oder dem
Erlaubnisinhaber zugeordneten Zugangskennung erlaubt. Eine Weitergabe der Zugangskennung an
Dritte oder deren Duldung ist verboten.

(6) Die Erlaubnisinhaberin oder der Erlaubnisinhaber ist verpflichtet, spielwillige Personen bei jedem
Betreten der Spielhalle durch Kontrolle eines amtlichen Ausweises oder eine vergleichbare Identitats-
kontrolle zu identifizieren und ihr Alter festzustellen sowie einen Abgleich ihrer Personalien mit dem
Sperrsystem durchzufihren. Der Aufenthalt von Minderjahrigen und gesperrten Personen in Spielhal-
len ist nicht zuldssig; die Erlaubnisinhaberin oder der Erlaubnisinhaber hat dieses Aufenthaltsverbot
sicherzustellen. Testspiele mit minderjahrigen Personen dirfen durch die zustandige Behdérde in Erfll-
lung ihrer Aufsichtsaufgaben durchgefiihrt werden.

§5
Sperrzeiten

(1) Eine Spielhalle darf nicht [anger als 18 Stunden am Tag gedffnet sein. In der Zeit von 4 Uhr bis 10
Uhr muss die Spielhalle geschlossen bleiben (Sperrzeit). Die zustandige Behérde kann bei Vorliegen
eines offentlichen Bedurfnisses oder besonderer ortlicher Verhaltnisse fir einzelne Betriebe die Sperr-
zeit verlangern.

(2) Das Spiel ruht

1. am Karfreitag ganztags und am darauffolgenden Sonnabend in der Zeit von 0 Uhr bis 11 Uhr,

2. am Volkstrauertag und am Totensonntag jeweils in der Zeit von 4 Uhr bis 24 Uhr,
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3. am 24. Dezember in der Zeit von 4 Uhr bis 24 Uhr und am 1. Weihnachtstag ganztags,

4, an den ubrigen Sonn- und Feiertagen nach § 1 Abs. 1 des Hessischen Feiertagsgesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 29. Dezember 1971 (GVBI. | S. 344), zuletzt geandert durch
Gesetz vom 13. Dezember 2012 (GVBI. S. 622), in der Zeit von 4 Uhr bis 12 Uhr.

§6
Spiel- und Betatigungsverbote

Die Teilnahme am Spiel ist

1. Minderjahrigen aullerhalb von Testspielen,

2. der Erlaubnisinhaberin oder dem Erlaubnisinhaber, Gesellschafterinnen oder Gesellschaftern
der Spielhallen sowie deren Vertreterinnen und Vertretern,

3. den Beschaftigten der Spielhallen und ihrer Nebenbetriebe,
4, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der zustandigen Aufsichtsbehérden aufRerhalb von Test-
spielen und
5. gesperrten Personen
verboten.
§7

Optisch-elektronische Uberwachung

(1) Zum Zwecke der Zutrittskontrolle, der Verhinderung, Aufdeckung und Verfolgung von Straftaten
und der Sicherung des Vertrauens der Offentlichkeit in ein ordnungsgemé&Bes Spiel ist die Erlaubnis-
inhaberin oder der Erlaubnisinhaber verpflichtet, die Ein- und Ausgange, die Kassenraume und die
Spielrdume mit optisch-elektronischen Einrichtungen (Videolberwachung) zu Uberwachen.

(2) Die erhobenen Daten diirfen von der Erlaubnisinhaberin oder dem Erlaubnisinhaber oder ihren
und seinen Vertreterinnen und Vertretern zu den in Abs. 1 genannten Zwecken verarbeitet und ge-
nutzt werden. Sie sind zu speichern und spatestens 48 Stunden nach der Speicherung zu I6schen, es
sei denn, die Aufzeichnungen sind fir laufende steuerliche, polizeiliche, staatsanwaltschaftliche oder
strafgerichtliche Verfahren erforderlich. Die erhobenen Daten sind unverziglich zu 16schen, wenn sie
hierflr nicht mehr erforderlich sind.

(3) Auf die Datenerhebung nach Abs. 1 und die datenverarbeitende Stelle hat die Erlaubnisinhaberin
oder der Erlaubnisinhaber die Gaste und das Personal der Spielhalle an gut sichtbarer Stelle hinzuwei-
sen.

§8
Weitere Verpflichtungen der Erlaubnisinhaberin oder des Erlaubnisinhabers

(1) Die Erlaubnisinhaberin oder der Erlaubnisinhaber hat sicherzustellen, dass
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1. in der Spielhalle Informationsmaterial Gber die Risiken des GbermaRigen Spielens sichtbar aus-
liegt,

2. an den Geldspielgeraten deutlich sichtbare, sich auf das UbermaRige Spielen und auf den Ju-
gendschutz beziehende Warnhinweise sowie Hinweise auf Beratungsmaglichkeiten bei proble-
matischem und pathologischem Spielverhalten angebracht sind,

3. Spielregeln und Gewinnplan fur Spielerinnen und Spieler leicht zuganglich sind,

4. die Beschaftigten der Spielhallen und ihrer Nebenbetriebe nicht in Abhangigkeit vom Umsatz
vergutet werden und

5. wahrend der gesamten Offnungszeiten der Spielhalle Aufsichtspersonal anwesend ist.

(2) Die Erlaubnisinhaberin oder der Erlaubnisinhaber oder die von ihr oder ihm beschaftigten Perso-
nen durfen zum Zweck des Spieles

1. keinen Kredit gewahren oder durch andere gewahren lassen,

2. der Spielerin oder dem Spieler fur weitere Spiele hinsichtlich der Hohe der Einsatze keine Ver-
glnstigungen, insbesondere keine unentgeltlichen Spiele, Nachlasse des Einsatzes oder auf
den Einsatz oder darlberhinausgehende sonstige finanzielle Vergtinstigungen gewahren; Frei-
spiele, die wahrend des Spiels gewonnen werden, bleiben hiervon unberihrt,

3. als Warengewinn nur Gegenstande anbieten, deren Gestehungskosten den Wert von 60 Euro
nicht Gberschreiten,

4. gewonnene Gegenstande nicht zurickkaufen und

5. Gegenstande, die nicht als Gewinne ausgesetzt sind, nicht so aufstellen, dass sie der Spielerin
oder dem Spieler als Gewinne erscheinen kénnen.

(3) Die Erlaubnisinhaberin oder der Erlaubnisinhaber hat sicherzustellen, dass der Spielerin oder dem
Spieler in der Spielhalle neben der Gewinnausgabe nach § 33¢c Abs. 1 Satz 1 oder § 33d Abs. 1 Satz 1
der Gewerbeordnung zugelassener Spielgerate oder anderer Spiele keine sonstigen Gewinnchancen
in Aussicht gestellt und keine Zahlungen oder sonstigen finanziellen Verglnstigungen gewahrt wer-
den.

(4) Die Erlaubnisinhaberin oder der Erlaubnisinhaber darf zu Marketing- oder Werbezwecken keine un-
entgeltlichen Gewinnspiele anbieten.

§9
Aufsicht

(1) Zur Durchfihrung der Aufsicht ist die zustandige Behorde befugt, gegentber der Erlaubnisinhabe-
rin oder dem Erlaubnisinhaber nach pflichtgemalem Ermessen alle Malinahmen zu treffen, die erfor-
derlich sind, um den ordnungsgemafen Betrieb der Spielhalle zu sichern.
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(2) Bei Anordnungen nach Abs. 1 findet kein Vorverfahren nach dem Achten Abschnitt der Verwal-
tungsgerichtsordnung statt. Klagen gegen Anordnungen nach Abs. 1 haben keine aufschiebende Wir-
kung.

§10
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig entgegen

1. § 2 Abs. 1 Satz 1 eine Spielhalle ohne Erlaubnis nach diesem Gesetz betreibt,
2. § 2 Abs. 3 Satz 2 Nebenbestimmungen einer Erlaubnis nach § 2 Abs. 1 nicht beachtet,

3. § 2 Abs. 6 Anderungen der fir die Erlaubniserteilung maRgeblichen Tatsachen nicht unverziig-
lich der fur die Erlaubniserteilung zustandigen Behdérde anzeigt,

4. § 3 Abs. 4 Einblick in das Innere der Spielhalle fiir Passantinnen und Passanten von aulien er-
moglicht oder den Einfall von Tageslicht durch die Sichtschutzmafnahme in die Spielhalle voll-

standig ausschliel3t,

5. § 3 Abs. 5 Satz 1 als Erlaubnisinhaberin oder Erlaubnisinhaber zuldsst, dass von der auReren
Gestaltung der Spielhalle Werbung fiir den Spielbetrieb oder die angebotenen Spiele ausgeht,

6. § 3 Abs. 5 Satz 2 durch eine besonders auffallige Gestaltung einen zusatzlichen Anreiz fiir den
Spielbetrieb schafft,

7. § 3 Abs. 5 Satz 3 Werbung flr das Spiel in Spielhallen mittels der dort bezeichneten Werbeanla-
gen betreibt,

8. § 3 Abs. 6 ein anderes Wort als ,Spielhalle” fiir die Bezeichnung der Spielhalle wahlt,

9. § 3 Abs. 7 Nr. 1 oder 2 das Anbieten, die Vermittiung und den Abschluss von Wetten oder das
Aufstellen und den Betrieb von Geraten, an denen Glicksspiele im Internet ermdglicht werden,
sowie die jeweilige Duldung dessen zulasst,

10. § 3 Abs. 7 Nr. 3 oder 4 technische Gerate zur Bargeldabhebung oder Zahlungsdienste nach
§ 1 Abs. 1 Satz 2 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes oder sonstige Dienste nach § 2 Abs. 1

Nr. 4, 6 und 10 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes aufstellt, bereithalt oder duldet,

11. §4 Abs. 1 Satz 2 ein Sozialkonzept nicht entwickelt oder nicht Gbernimmt, nicht umsetzt oder
nicht aktualisiert,

12. §4 Abs. 1 Satz 3 das Personal nicht schulen l3asst,

13.  §4 Abs. 2 und 3 den dort genannten Verpflichtungen nicht oder nicht ordnungsgemaR nach-
kommt,

14. §4 Abs. 5 Satz 1 nicht am Sperrsystem teilnimmt und nicht zu diesem Zweck mit der Betreibe-
rin oder dem Betreiber des Systems eine Vereinbarung abschliel3t,
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15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

22.

23.

24.

25.

26.

§ 4 Abs. 5 Satz 2 als Erlaubnisinhaberin oder Erlaubnisinhaber das Sperrsystem nicht aus-
schliellich mit der ihr oder ihm zugeordneten Zugangskennung nutzt,

§ 4 Abs. 5 Satz 3 die Zugangskennung an Dritte weitergibt oder deren Weitergabe an Dritte dul-
det,

§ 4 Abs. 6 Satz 1 keine Identitats- oder Alterskontrolle oder keinen Abgleich der Personalien mit
dem Sperrsystem durchfihrt,

§ 4 Abs. 6 Satz 2 den Aufenthalt von Minderjahrigen oder gesperrten Personen in Spielhallen
zuldsst oder duldet,

§ 5 als Erlaubnisinhaberin oder Erlaubnisinhaber oder als Aufsichtsperson einer Spielhalle zu-
lasst oder duldet, dass diese wahrend der Sperrzeiten gedffnet hat,

§ 6 dem dort aufgefuhrten Personenkreis die Teilnahme am Spiel erméglicht,
§ 7 Abs. 1 keine optisch-elektronische Uberwachung durchfiihrt,

§ 7 Abs. 2 die Daten nicht zu den in § 7 Abs. 1 genannten Zwecken verarbeitet oder nutzt oder
den Pflichten zur Speicherung oder Loschung der Daten nicht ordnungsgemaR nachkommt,

§ 8 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 den dort genannten Pflichten nicht nachkommt,
§ 8 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 die dort genannten Vorgaben nicht wahrt,

§ 8 Abs. 3 der Spielerin oder dem Spieler nicht zugelassene Gewinnchancen in Aussicht stellt
oder sonstige finanzielle Verglinstigungen gewahrt oder

§ 8 Abs. 4 zu Marketing- oder Werbezwecken unentgeltliche Gewinnspiele anbietet.

(2) Die Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 kénnen mit einer GeldbuBe bis zu fUnfhunderttausend Euro
geahndet werden.

(3) Als Nebenfolge einer Ordnungswidrigkeit nach Abs. 1 durfen Gegenstande eingezogen werden,

1.

2.

auf die sich die Ordnungswidrigkeit bezieht und

die durch sie hervorgebracht oder zu ihrer Begehung oder Vorbereitung gebraucht worden oder
bestimmt gewesen sind.

§ 23 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar
1987 (BGBI. I S. 602), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 5. Oktober 2021 (BGBI. | S. 4607), in der je-
weils geltenden Fassung ist anzuwenden.

§11
Zustandigkeiten
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(1) Der Gemeindevorstand ist zustandige Behdrde fur die Erteilung der Erlaubnisse nach diesem Ge-
setz und deren Uberwachung sowie fiir den Vollzug dieses Gesetzes, insbesondere das Vorgehen ge-
gen illegale Spielstatten.

(2) Zustandige Verwaltungsbehdrde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes Uber Ordnungswid-
rigkeiten fur die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 10 und nach der Gewer-
beordnung ist die fur den Vollzug der verletzten Vorschrift jeweils zustandige Behdrde.

§12
Ersetzung und Anwendung von Bundesrecht

(1) Dieses Gesetz ersetzt § 33i der Gewerbeordnung.
(2) Fur die Erlaubnisinhaberin und den Erlaubnisinhaber sind die

1. Gewerbeordnung,

2. Gewerbeanzeigeverordnung vom 22. Juli 2014 (BGBI. 1 S. 1208), zuletzt geandert durch Verord-
nung vom 3. Juli 2019 (BGBI. I S. 916),

3. Spielverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Januar 2006 (BGBI. | S. 280), zu-
letzt gedndert durch Gesetz vom 18. Juli 2016 (BGBI. | S. 1666),

4. Verordnung zur Erteilung von Unbedenklichkeitsbescheinigungen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 10. April 1995 (BGBI. I S. 510), zuletzt gedndert durch Verordnung vom 19. Juni
2020 (BGBI. I S. 1328), und

5. Dienstleistungs-Informationspflichten-Verordnung vom 12. Marz 2010 (BGBI. | S. 267), zuletzt
geandert durch Verordnung vom 12. November 2021 (BGBI. I S. 4921),

in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist.

§13
Ubergangsbestimmungen

(1) Abweichend von § 3 Abs. 1 kann die fur die Erteilung einer Erlaubnis nach § 2 zustandige Behérde
fur Spielhallen, die bereits am 1. Januar 2020 in einem baulichen Verbund mit weiteren Spielhallen ge-
standen haben, auf gemeinsamen Antrag der Betreiberinnen und Betreiber eine langstens bis zum 30.
Juni 2032 befristete oder verlangerte Erlaubnis flr bis zu drei Spielhallen je Gebaude oder Gebaude-
komplex erteilen, wenn

1. alle Spielhallen von einer akkreditierten Priforganisation zertifiziert worden sind,
2. die Zertifizierung alle zwei Jahre wiederholt wird,
3. die Betreiberinnen und Betreiber Uber einen aufgrund einer Unterrichtung mit Prifung erworbe-

nen Sachkundenachweis verfugen,

4, das Personal der Spielhallen besonders geschult wird und
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5. die Betreiberinnen und Betreiber sich dazu verpflichten, dass
a) wahrend der Offnungszeiten wenigstens eine besonders geschulte Person als Aufsicht in
einer Spielhalle anwesend und die Uberwachung der weiteren Spielhallen durch gleich
geeignete MalBnahmen sichergestellt ist und

b) der Zutritt zu den Raumlichkeiten der im Verbund stehenden Spielhallen nur Personen
gestattet wird, die das 21. Lebensjahr vollendet haben.

§ 2 Abs. 2 gilt entsprechend mit der MaRgabe, dass die erforderlichen Nachweise fir das Vorliegen der
Voraussetzungen des Satz 1 Nr. 1 und 3 bis 5 spatestens bis zum Ablauf des 31. Dezember 2023 vor-
zulegen sind. Satz 1 und 2 gelten nicht flr Spielhallen, fir die zum Zeitpunkt der Entscheidung tber
den Antrag eine bestandskraftige Untersagung oder Ablehnung eines Erlaubnisantrages vorliegt.

(2) Die Erlaubnis ist unter dem Vorbehalt des Widerrufs zu erteilen. Sie kann, auch nachtraglich, mit
Nebenbestimmungen versehen werden.

(3) Gegenstand der Zertifizierung nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 sind die Einhaltung der gesetzlichen
Anforderungen des Gllcksspielstaatvertrages 2021, insbesondere die Durchfihrung der MaBnahmen
des Sozialkonzepts nach § 6 des Glicksspielstaatsvertrages 2021, der Spielverordnung und dieses Ge-
setzes. Die Zertifizierung wird flr die Dauer von zwei Jahren erteilt. Danach ist eine neue Zertifizie-
rung zu beantragen. Wahrend der Laufzeit der Zertifizierung hat die Priforganisation jahrlich mindes-
tens eine stichprobenartige Uberpriifung durchzufiihren, ob die Voraussetzungen der Zertifizierung
weiter vorliegen. Die stichprobenartige Uberpriifung muss unangekiindigt erfolgen und darf nicht als
Uberpriifung erkennbar sein. Wird bei der Uberpriifung festgestellt, dass die Voraussetzungen einer
Zertifizierung nicht vorliegen, ist eine angemessene Frist zur Behebung des Mangels einzurdumen
oder, soweit der Mangel nicht behebbar ist, die Zertifizierung ohne weitere Fristsetzung zu entziehen.
Zertifizierungen, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erteilt worden sind, entsprechen nicht den
Anforderungen dieses Gesetzes.

(4) Pruforganisationen entsprechen nur dann der Anforderung des Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und sind zur
Zertifizierung der Spielhallen nach diesem Gesetz berechtigt, wenn sie hinsichtlich der zur Beurteilung
der Sachverhalte nach Abs. 3 Satz 1 erforderlichen Sachkunde, ihrer organisatorischen, personellen
und finanziellen Unabhangigkeit von Spielhallenbetreiberinnen und Spielhallenbetreibern, Automaten-
aufstellerinnen und Automatenaufstellern und deren Interessenverbanden bei der nationalen Akkredi-
tierungsstelle gemaR DIN ISO/IEC 17065 akkreditiert sind.

(5) Die Zustandigkeiten und Befugnisse der Aufsichtsbehérden bleiben unberihrt. Die Aufsichtsbehor-
den sind berechtigt, Erkenntnisse, die gegen eine Zertifizierung einer Spielhalle sprechen kénnen, der
Zertifizierungsstelle mitzuteilen.

(6) Der nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 erforderliche Sachkundenachweis setzt eine Schulung der Betreiberin-
nen und Betreiber mit abschlieBender, bestandener Prifung voraus. Die Schulung hat bei einer hes-
sischen Fachberatung des Landesprojektes ,Gllicksspielsuchtpravention und -beratung” oder einer
anderen offentlich geférderten Suchthilfeeinrichtung zu erfolgen, die diese anbietet. Die schulende
Stelle nach Satz 2 ist ebenfalls flr die Priifungsabnahme sowie fir die Ausstellung des Sachkunde-
nachweises im Sinne des Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 zustandig. Die Schulung erfolgt grundsatzlich midndlich in
Form eines Prasenzunterrichts. Sie hat insgesamt mindestens zehn Unterrichtsstunden zu dauern. Ei-
ne Unterrichtsstunde betragt 45 Minuten. Die Schulung umfasst insbesondere Themen wie das Recht
der Gewerbeordnung und der Spielverordnung, das Spielhallenrecht des Landes Hessen, die landes-
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und bundesrechtlichen Vorgaben zum Jugendschutz und zum Schutz der Spielerinnen und Spieler
sowie mogliche Malnahmen zur Wahrung dieser Vorgaben unter Berucksichtigung der spezifischen
Bedingungen in Verbundspielhallen. Nach Abschluss der Schulung findet eine Prifung in Form einer
schriftlichen Lernzielkontrolle statt, die jedenfalls die in Satz 7 aufgefihrten Themen zum Gegenstand
hat. Die Prifung ist in deutscher Sprache abzulegen. Sie gilt dann als bestanden im Sinne des Satz 1,
wenn die erbrachten Leistungen mindestens als ausreichend bewertet werden. Im Falle des Nichtbe-
stehens der Prifung darf diese nach erneuter Schulung wiederholt werden. Das Nahere zum Sachkun-
denachweis bestimmt die zustandige Stelle nach Satz 2.

(7) Die Betreiberin oder der Betreiber einer Spielhalle kommt dann der Verpflichtung zur besonderen
Schulung des Spielhallenpersonals im Sinne des Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 nach, wenn sie oder er die Vorga-
ben des § 4 Abs. 1 Satz 3 und 4 wahrt und sicherstellt, dass das Personal abweichend von § 4 Abs. 1
Satz 5 im Abstand von zwei Jahren an Wiederholungsschulungen teilnimmt. Jede Erst- wie auch je-
de Wiederholungsschulung hat verpflichtend die Information Uber die Besonderheiten und Herausfor-
derungen von Verbundspielhallen im Vergleich zu Einzelspielhallen, insbesondere in Bezug auf den
Jugend- und Spielerschutz und die zu dessen Gewahrleistung zu ergreifenden MaRnahmen, zum In-
halt zu haben. Das Nahere zu den Schulungen bestimmt die zustandige Einrichtung im Sinne des § 4
Abs. 1 Satz 3.

(8) Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn eine der Voraussetzungen des Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 5 weg-
fallt.

(9) Innerhalb des nach Abs. 1 genehmigten Verbundes sind die Abstandsregelungen des § 25 Abs. 1
des Glucksspielstaatsvertrages 2021 und des § 3 Abs. 2 nicht anzuwenden. Nach Abs. 1 rechtskraftig
genehmigte Spielhallen im Verbund sind fir die Dauer ihrer Erlaubnis auch nicht zur Einhaltung des
jeweiligen Mindestabstandes nach § 3 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 Satz 1 verpflichtet, wenn fir sie eine
Ausnahme nach § 3 Abs. 2 Satz 2 oder Abs. 3 Satz 2 zugelassen wurde.

§14
Inkrafttreten, AuBRerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkindung in Kraft. Es tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2028
auler Kraft.

- Seite 13 von 13 -



	Hessisches Spielhallengesetz (HSpielhG) Vom 17. November 2022*
	Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis
	§ 1 Anwendungsbereich
	§ 2 Erlaubnis
	§ 3 Anforderungen an die Errichtung, Gestaltung und Ausübung des Betriebs von Spielhallen
	§ 4 Sozialkonzept, Aufklärung, Jugendschutz und Schutz von Spielerinnen und Spielern
	§ 5 Sperrzeiten
	§ 6 Spiel- und Betätigungsverbote
	§ 7 Optisch-elektronische Überwachung
	§ 8 Weitere Verpflichtungen der Erlaubnisinhaberin oder des Erlaubnisinhabers
	§ 9 Aufsicht
	§ 10 Ordnungswidrigkeiten
	§ 11 Zuständigkeiten
	§ 12 Ersetzung und Anwendung von Bundesrecht
	§ 13 Übergangsbestimmungen
	§ 14 Inkrafttreten, Außerkrafttreten


